
Allgemeine Einkaufsbedingungen  
der FRANZ CARL NÜDLING Basaltwerke GmbH und Co. KG

§ 1 Geltungsbereich, Form

(1) Die vorliegenden Allgemeinen Einkaufsbedingungen (AEB) gelten für alle Geschäftsbeziehungen  
der Franz Carl Nüdling Basaltwerke GmbH & Co. KG (im folgenden „FCN“) oder deren verbundenen 
Tochtergesellschaften  mit unseren Geschäftspartnern und Lieferanten (im folgenden „Verkäufer“ oder 
„Auftragnehmer“). Die AEB gelten nur, wenn der Verkäufer Unternehmer (§ 14 BGB), eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist.

(2) Die AEB gelten insbesondere für Verträge über den Verkauf und/oder die Lieferung bewegli-
cher Sachen („Ware“), ohne Rücksicht darauf, ob der Verkäufer die Ware selbst herstellt oder bei 
Zulieferern einkauft (§§ 433, 651 BGB). Sofern nichts anderes vereinbart, gelten die AEB in der 
zum Zeitpunkt der Bestellung des Käufers gültigen bzw. jedenfalls in der ihm zuletzt in Textform 
mitgeteilten Fassung als Rahmenvereinbarung auch für gleichartige künftige Verträge, ohne dass 
wir in jedem Einzelfall wieder auf sie hinweisen müssten.

(3) Diese AEB gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende Allgemeine 
Geschäftsbedingungen des Verkäufers werden nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als wir 
ihrer Geltung ausdrücklich schriftlich zugestimmt haben. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in je-
dem Fall, beispielsweise auch dann, wenn wir in Kenntnis der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
des Verkäufers dessen Lieferungen vorbehaltlos annehmen.

(4) Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Verkäufer (einschließlich Ne-
benabreden, Ergänzungen und Änderungen) haben in jedem Fall Vorrang vor diesen AEB. Für den 
Inhalt derartiger Vereinbarungen ist, vorbehaltlich des Gegenbeweises, ein schriftlicher Vertrag 
bzw. unsere schriftliche Bestätigung maßgebend.

(5) Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen des Verkäufers in Bezug auf den Vertrag (z.B. 
Fristsetzung, Mahnung, Rücktritt) sind schriftlich, d.h. in Schrift- oder Textform (z.B. Brief, E-Mail, 
Telefax) abzugeben. Gesetzliche Formvorschriften und weitere Nachweise insbesondere bei Zwei-
feln über die Legitimation des Erklärenden bleiben unberührt.

(6) Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klarstellende Bedeutung. Auch 
ohne eine derartige Klarstellung gelten daher die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in diesen 
AEB nicht unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen werden.

§ 2 Vertragsschluss, Auftragserteilung

(1) Die Erstellung des Angebots erfolgt für den Auftraggeber kostenfrei. Der Auftragnehmer hat den 
Auftraggeber im Angebot auf Abweichungen von den Anfrageunterlagen ausdrücklich hinzuweisen.

(2) Unsere Bestellung gilt frühestens mit schriftlicher Abgabe oder Bestätigung als verbindlich. Auf 
offensichtliche Irrtümer (z.B. Schreib- und Rechenfehler) und Unvollständigkeiten der Bestellung 
einschließlich der Bestellunterlagen hat uns der Verkäufer zum Zwecke der Korrektur bzw. Vervoll-
ständigung vor Annahme hinzuweisen; ansonsten gilt der Vertrag als nicht geschlossen.

(3) Der Verkäufer ist gehalten, unsere Bestellung innerhalb einer Frist von 5 Tagen schriftlich zu 
bestätigen oder insbesondere durch Versendung der Ware vorbehaltlos auszuführen (Annahme). 
Eine verspätete Annahme gilt als neues Angebot und bedarf der Annahme durch uns.

(4) Der Leistungsinhalt und -umfang ergibt sich aus der Einzelbestellung und den in der Einzel-
bestellung genannten mitgeltenden Unterlagen sowie den vorliegenden Allgemeinen Einkaufsbe-
dingungen. Ideen, Entwürfe, Modelle, Muster und alle anderen beim Auftragnehmer im Zuge der 
Leistungserbringung entstehende Arbeitsergebnisse sind Teil der Auftragsleistung.

(5) Der Auftragnehmer wird alle ihm zur Ausführung eines Liefervertrages überlassenen Spezifika-

tionen, Leistungs-beschreibungen und sonstigen Informationen sowie etwaige zur Ausführung des 
Liefervertrages überlassene Beistellungen, Teile und sonstige Materialien auf ihre Eignung hinsicht-
lich des vom Auftraggeber und dem Endkunden des Auftraggebers angestrebten Zwecks überprü-
fen. Zeigt sich hierbei, dass Abweichungen oder Korrekturen an den überlassenen Gegenständen 
oder den Vertragsgegenständen erforderlich oder zweckmäßig sind, so hat der Auftragnehmer dies 
dem Auftraggeber unverzüglich mitzuteilen.

(6) Der Auftraggeber wird den Auftragnehmer dann schriftlich davon unterrichten, ob und gegebe-
nenfalls welche Änderungen der Auftragnehmer vorzunehmen hat. Sofern aus Sicht des Auftrag-
nehmers solche Änderungen dazu führen könnten, dass sich die vereinbarten Kosten der Vertrags-
gegenstände verändern oder, dass vereinbarte Termine nicht eingehalten werden können, so hat 
der Auftragnehmer den Auftraggeber hierauf unverzüglich hin-zuweisen. Über die Auswirkungen, 
insbesondere hinsichtlich Mehr- oder Minderkosten sowie der vereinbarten Termine sind einver-
nehmlich angemessene Regelungen zu treffen. Kommt eine Einigung innerhalb angemessener Zeit 
nicht zustande, entscheidet der Auftraggeber nach billigem Ermessen.

(7) Der Auftragnehmer wird dafür Sorge tragen, dass ihm alle für die Erfüllung seiner vertraglichen 
Verpflichtungen bedeutsamen Informationen und Umstände sowie die von dem Auftraggeber be-
absichtigte Verwendung seiner Lieferungen rechtzeitig bekannt sind. Auf das Fehlen notwendiger 
Unterlagen kann sich der Auftragnehmer nur berufen, sofern er die Unterlagen rechtzeitig schriftlich 
angefordert und nicht innerhalb angemessener Frist erhalten hat. Der Auftragnehmer steht dafür 
ein, dass seine Lieferungen alle Leistungen umfassen, die für eine vorschriftsmäßige und sichere 
Verwendung notwendig sind, dass sie für die beabsichtigte Verwendung geeignet sind und dem 
aktuellen Stand von Wissenschaft und Technik entsprechen. 

(8) Der Auftraggeber kann vom Auftragnehmer jederzeit vor Abnahme Änderungen der Lieferleis-
tung, insbesondere in Konstruktion und Ausführung verlangen. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, 
die Änderungen auf Basis der vorliegenden Vertragsbedingungen unverzüglich umzusetzen. Sofern 
aus Sicht des Auftragnehmers solche Änderungen dazu führen könnten, dass sich die vereinbar-
ten Kosten der Vertragsgegenstände verändern oder, dass vereinbarte Termine nicht eingehalten 
werden können, so hat der Auftragnehmer den Auftraggeber hierauf unverzüglich hinzuweisen. 
Über die Auswirkungen, insbesondere hinsichtlich Mehr- oder Minderkosten, sowie der vereinbarten 
Termine sind einvernehmlich angemessene Regelungen zu treffen. Kommt eine Einigung innerhalb 
angemessener Zeit nicht zustande, entscheidet der Auftraggeber nach billigem Ermessen.

§ 3 Lieferzeit und Lieferverzug

(1) Die von uns in der Bestellung angegebene Lieferzeit ist bindend. Wenn die Lieferzeit in der 
Bestellung nicht angegeben und auch nicht anderweitig vereinbart wurde, beträgt sie zwei Wochen 
ab Vertragsschluss. Maßgeblich für die Einhaltung vereinbarter Fristen und Termine ist der Eingang 
der mangelfreien Lieferung und/oder Leistung an dem Erfüllungsort bzw. die erfolgreich durchge-
führte Abnahme oder sonstige Leistungsüberprüfung, wenn eine solche vereinbart oder gesetzlich 
vorgesehen ist.

(2) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Auftraggeber eine erkennbare Verzögerung seiner 
Leistung, eine absehbare mögliche Verzögerung seiner Leistung oder erkennbare oder absehbare 
mögliche Probleme mit der Lieferung in der vereinbarten Qualität unverzüglich schriftlich anzuzei-
gen. Auf von ihm nicht zu vertretende Ursachen einer Verzögerung kann sich der Auftragnehmer 
nur dann berufen, wenn er seiner Anzeigeverpflichtung dem Auftraggeber gegenüber nachgekom-
men ist.

(3) Eine Anzeige von Verzögerungen durch den Auftragnehmer und jegliche damit verbundene 
Fortschreibungen vereinbarter Liefertermine befreit den Auftragnehmer keinesfalls von den Ver-
zugsfolgen, es sei denn, der Verzicht auf Verzugsfolgen wird bei der Terminänderung ausdrücklich 
durch den Auftraggeber schriftlich erklärt. Insofern stehen dem Auftraggeber trotz Fortschreibung 
der Liefertermine nach einer Anzeige von Verzögerungen durch den Auftragnehmer weiterhin alle 
Rechte aus dem Liefervertrag zu, die aus dem Verzug des Auftragnehmers resultieren oder mit 
diesem in Zusammenhang stehen.

(4) Erbringt der Verkäufer seine Leistung nicht oder nicht innerhalb der vereinbarten Lieferzeit 
oder kommt er in Verzug, so bestimmen sich unsere Rechte – insbesondere auf Rücktritt und 



Schadensersatz – nach den gesetzlichen Vorschriften. Die Regelungen in Abs. 3 bleiben unberührt.

(5) Ist der Verkäufer in Verzug, können wir – neben weitergehenden gesetzlichen Ansprüchen 
– pauschalierten Ersatz unseres Verzugsschadens i. H. v. 1% des Nettopreises pro vollendete 
Kalenderwoche verlangen, insgesamt jedoch nicht mehr als 5% des Nettopreises der verspätet 
gelieferten Ware. Uns bleibt der Nachweis vorbehalten, dass ein höherer Schaden entstanden 
ist. Dem Verkäufer bleibt der Nachweis vorbehalten, dass überhaupt kein oder nur ein wesentlich 
geringerer Schaden entstanden ist.

§ 4 Leistung, Lieferung, Gefahrübergang, Annahmeverzug

(1) Der Verkäufer ist ohne unsere vorherige schriftliche Zustimmung nicht berechtigt, die von ihm 
geschuldete Leistung durch Dritte (z.B. Subunternehmer) erbringen zu lassen. Der Verkäufer trägt 
das Beschaffungsrisiko für seine Leistungen, wenn nicht im Einzelfall etwas anderes vereinbart ist 
(z.B. Beschränkung auf Vorrat).

(2) Die Lieferung erfolgt, sofern nichts anderes vereinbart ist, „Delivered at Place“ („DAP“) (ge-
mäß Incoterms 2010) an den in der Bestellung angegebenen Ort. Ist der Bestimmungsort nicht 
angegeben und nichts anderes vereinbart, so hat die Lieferung an unseren Geschäftssitz in der Rup-
rechtstraße 24, 36037 Fulda zu erfolgen. Der jeweilige Bestimmungsort ist auch der Erfüllungsort 
für die Lieferung und eine etwaige Nacherfüllung (Bringschuld).

(3) Der Lieferung ist ein Lieferschein unter Angabe von Datum (Ausstellung und Versand), Inhalt 
der Lieferung (Artikelnummer und Anzahl) sowie unserer Bestellkennung (Datum und Nummer) 
beizulegen. Fehlt der Lieferschein oder ist er unvollständig, so haben wir hieraus resultierende 
Verzögerungen der Bearbeitung und Bezahlung nicht zu vertreten. Getrennt vom Lieferschein ist 
uns eine entsprechende Versandanzeige mit dem gleichen Inhalt zuzusenden.

(5) Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der Sache geht 
mit Übergabe am Erfüllungsort auf uns über. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, ist diese für 
den Gefahrübergang maßgebend. Auch im Übrigen gelten bei einer Abnahme die gesetzlichen 
Vorschriften des Werkvertragsrechts entsprechend. Der Übergabe bzw. Abnahme steht es gleich, 
wenn wir uns im Annahmeverzug befinden.

(6) Für den Eintritt unseres Annahmeverzuges gelten die gesetzlichen Vorschriften. Der Verkäufer 
muss uns seine Leistung aber auch dann ausdrücklich anbieten, wenn für eine Handlung oder 
Mitwirkung unsererseits (z.B. Beistellung von Material) eine bestimmte oder bestimmbare Kalen-
derzeit vereinbart ist. Geraten wir in Annahmeverzug, so kann der Verkäufer nach den gesetzlichen 
Vorschriften Ersatz seiner Mehraufwendungen verlangen (§ 304 BGB). Betrifft der Vertrag eine 
vom Verkäufer herzustellende, unvertretbare Sache (Einzelanfertigung), so stehen dem Verkäufer 
weitergehende Rechte nur zu, wenn wir uns zur Mitwirkung verpflichtet und das Unterbleiben der 
Mitwirkung zu vertreten haben.

§ 5 Preise und Zahlungsbedingungen

(1) Der in der Bestellung angegebene Preis ist bindend. Alle Preise verstehen sich einschließlich 
gesetzlicher Umsatzsteuer, wenn diese nicht gesondert ausgewiesen ist.

(2) Sofern im Einzelfall nicht etwas anderes vereinbart ist, schließt der Preis alle Leistungen und 
Nebenleistungen des Verkäufers (z.B. Montage, Einbau) sowie alle Nebenkosten (z.B. ordnungs-
gemäße Verpackung, Transportkosten einschließlich eventueller Transport- und Haftpflichtversiche-
rung) ein.

(3) Ist ein Zahlungsplan vereinbart, erfolgen Zahlungen nach Eingang einer entsprechenden Teil-
rechnung gemäß den im Zahlungsplan vereinbarten Terminen und Teilbeträgen. Vor Abnahme der 
Gesamtleistung durch den Auftraggeber erfolgen sämtliche Zahlungen als A-Conto-Zahlungen ohne 
Anerkennung der bisherigen Leistung als Erfüllung. Die Rechnungsstellung über die Schlussrate 
erfolgt in jedem Falle erst nach vollständiger Lieferung und soweit vertraglich oder gesetzlich 

vorgesehen nach Abnahme der Gesamtleistung. Der Auftraggeber ist berechtigt, die Schlussrate 
oder maximal 10 % des Auftragswertes bis zum Ablauf der Gewährleistungsfrist zurückzubehalten. 
Der Auftragnehmer ist berechtigt, einen solchen Einbehalt durch Stellen einer selbstschuldnerischen 
Gewährleistungsbürgschaft (auf erstes Anfordern unter Verzicht auf die Einrede der Vorausklage) 
einer Bank oder eines Kreditversicherers abzulösen.
(4) Rechnungen sind unter Angabe von Bestellnummer, Bestellkennzeichen und Nummern jeder 
einzelnen Bestellposition an den Auftraggeber zu senden. Die Rechnung muss ferner alle zu einem 
Vorsteuerabzug berechtigten Angaben, insbesondere Steuernummer oder Umsatzsteuer-Identifizie-
rungsnummer und sonstige Pflichtangaben einer Rechnung gemäß den einschlägigen gesetzlichen 
Vorschriften des anwendbaren Rechts enthalten. Enthält die Rechnung die vorgenannten Daten 
nicht, ist der Auftraggeber nicht verpflichtet, die ausgewiesene Umsatzsteuer zu bezahlen. Wird 
dem Auftraggeber der Vorsteuerabzug wegen einer nicht ordnungsgemäßen Rechnung versagt, hat 
der Auftragnehmer die von dem Auftraggeber bezahlte Umsatzsteuer zurückzubezahlen. 

(5) Der vereinbarte Preis ist innerhalb von 30 Kalendertagen ab vollständiger Lieferung und 
Leistung (einschließlich einer ggf. vereinbarten Abnahme) sowie Zugang einer ordnungsgemäßen 
Rechnung zur Zahlung fällig. Wenn wir Zahlung innerhalb von 14 Kalendertagen leisten, gewährt 
uns der Verkäufer 3% Skonto auf den Nettobetrag der Rechnung. Bei Banküberweisung ist die 
Zahlung rechtzeitig erfolgt, wenn unser Überweisungsauftrag vor Ablauf der Zahlungsfrist bei un-
serer Bank eingeht; für Verzögerungen durch die am Zahlungsvorgang beteiligten Banken sind wir 
nicht verantwortlich.

(6) Wir schulden keine Fälligkeitszinsen. Für den Zahlungsverzug gelten die gesetzlichen Vor-
schriften.

(7) Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte sowie die Einrede des nicht erfüllten Vertrages 
stehen uns in gesetzlichem Umfang zu. Wir sind insbesondere berechtigt, fällige Zahlungen zu-
rückzuhalten, solange uns noch Ansprüche aus unvollständigen oder mangelhaften Leistungen 
gegen den Verkäufer zustehen.

(8) Der Verkäufer hat ein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht nur wegen rechtskräftig fest-
gestellter oder unbestrittener Gegenforderungen.

(9) Der Auftragnehmer ist nicht berechtigt, seine Forderungen an Dritte abzutreten oder durch 
Dritte einziehen zu lassen. Tritt der Auftragnehmer seine Forderungen gegen den Auftraggeber 
entgegen Satz 1 ohne dessen Zustimmung an einen Dritten ab, so ist die Abtretung gleichwohl 
wirksam. Der Auftraggeber kann jedoch nach seiner Wahl mit befreiender Wirkung an den Auftrag-
nehmer oder den Dritten leisten.

§ 6 Beistellungen

(1) Dem Auftragnehmer vom Auftraggeber überlassene Fertigungsmittel, Abbildungen, Zeichnun-
gen, Dokumentationen, Materialien, Ausrüstung, Komponenten, Teile, Behälter, Verpackungen, 
Werkzeuge, Messinstrumente, Vorrichtungen, Muster oder sonstige, auch leihweise überlassene 
Gegenstände, die sich bestimmungsgemäß beim Auftragnehmer befinden, (im Folgenden „Beistel-
lungen“) sind nicht Eigentum des Auftragnehmers, sondern bleiben Eigentum des Auftraggebers 
soweit nicht ausdrücklich etwas Abweichendes vereinbart wurde. 

(2) Beistellungen werden vom Auftragnehmer unverzüglich kontrolliert und überprüft - etwaige 
Beanstandungen sind dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Der Auftragnehmer 
darf die Beistellungen nur im Zuge der Auftragsbearbeitung für den Auftraggeber verwenden und 
nicht ohne vorheriges schriftliches Einverständnis des Auftraggebers für andere Zwecke benutzen 
oder anderen eine solche Benutzung gestatten. 

(3) Beistellungen sind deutlich als Eigentum des Auftraggebers zu kennzeichnen und sicher und 
getrennt von anderen Gegenständen mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns kostenlos 
für den Auftraggeber zu verwahren. Der Auftragnehmer hat mit den Beistellungen vorsichtig und 
sachgerecht zu verfahren, auf eigene Kosten in gutem Zustand zu erhalten, wenn nötig zu ersetzen 
und den Auftraggeber hinsichtlich jeglicher Ansprüche, Kosten und Schäden, die aus dem Einbau, 
Gebrauch, der Aufbewahrung oder der Reparatur der Beistellungen folgen oder damit in Zusam-



menhang stehen, schadlos zu halten. Der Auftragnehmer trägt die Gefahr für die Beistellungen, 
solange sie sich in seinem Gewahrsam oder unter seiner Kontrolle befinden.

§ 7 Geheimhaltung und Eigentumsvorbehalt

(1) An Abbildungen, Plänen, Zeichnungen, Berechnungen, Ausführungsanweisungen, Produktbe-
schreibungen und sonstigen Unterlagen behalten wir uns Eigentums- und Urheberrechte vor. Derar-
tige Unterlagen sind ausschließlich für die vertragliche Leistung zu verwenden und nach Erledigung 
des Vertrags an uns zurückzugeben. Gegenüber Dritten sind die Unterlagen geheim zu halten, und 
zwar auch nach Beendigung des Vertrags. Die Geheimhaltungsverpflichtung erlischt erst, wenn und 
soweit das in den überlassenen Unterlagen enthaltene Wissen allgemein bekannt geworden ist.

(2) Vorstehende Bestimmung gilt entsprechend für Stoffe und Materialien (z.B. Software, Fertig- 
und Halbfertigprodukte) sowie für Werkzeuge, Vorlagen, Muster und sonstige Gegenstände, die 
wir dem Verkäufer zur Herstellung beistellen. Derartige Gegenstände sind – solange sie nicht 
verarbeitet werden – auf Kosten des Verkäufers gesondert zu verwahren und in angemessenem 
Umfang gegen Zerstörung und Verlust zu versichern.

(3) Eine Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung (Weiterverarbeitung) von beigestellten 
Gegenständen durch den Verkäufer wird für uns vorgenommen. Das gleiche gilt bei Weiterverar-
beitung der gelieferten Ware durch uns, so dass wir als Hersteller gelten und spätestens mit der 
Weiterverarbeitung nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften Eigentum am Produkt erwerben.

(4) Die Übereignung der Ware auf uns hat unbedingt und ohne Rücksicht auf die Zahlung des Prei-
ses zu erfolgen. Nehmen wir jedoch im Einzelfall ein durch die Kaufpreiszahlung bedingtes Angebot 
des Verkäufers auf Übereignung an, erlischt der Eigentumsvorbehalt des Verkäufers spätestens 
mit Kaufpreiszahlung für die gelieferte Ware. Wir bleiben im ordnungsgemäßen Geschäftsgang 
auch vor Kaufpreiszahlung zur Weiterveräußerung der Ware unter Vorausabtretung der hieraus 
entstehenden Forderung ermächtigt (hilfsweise Geltung des einfachen und auf den Weiterverkauf 
verlängerten Eigentumsvorbehalts). Ausgeschlossen sind damit jedenfalls alle sonstigen Formen 
des Eigentumsvorbehalts, insbesondere der erweiterte, der weitergeleitete und der auf die Weiter-
verarbeitung verlängerte Eigentumsvorbehalt.

§ 8 Mangelhafte Lieferung

(1) Für unsere Rechte bei Sach- und Rechtsmängeln der Ware (einschließlich Falsch- und Min-
derlieferung sowie unsachgemäßer Montage, mangelhafter Montage-, Betriebs- oder Bedienungs-
anleitung) und bei sonstigen Pflichtverletzungen durch den Verkäufer gelten die gesetzlichen 
Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.

(2) Nach den gesetzlichen Vorschriften haftet der Verkäufer insbesondere dafür, dass die Ware bei 
Gefahrübergang auf uns die vereinbarte Beschaffenheit hat. Als Vereinbarung über die Beschaffen-
heit gelten jedenfalls diejenigen Produktbeschreibungen, die – insbesondere durch Bezeichnung 
oder Bezugnahme in unserer Bestellung – Gegenstand des jeweiligen Vertrages sind oder in glei-
cher Weise wie diese AEB in den Vertrag einbezogen wurden. Es macht dabei keinen Unterschied, 
ob die Produktbeschreibung von uns, vom Verkäufer oder vom Hersteller stammt.

(3) Abweichend von § 442 Abs. 1 S. 2 BGB stehen uns Mängelansprüche uneingeschränkt auch 
dann zu, wenn uns der Mangel bei Vertragsschluss infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt ge-
blieben ist.

(4) Tritt ein Mangel innerhalb der ersten 12 Monate nach Beginn der Gewährleistungsfrist auf, 
so wird vermutet, dass dieser bereits zum Zeitpunkt des Gefahrübergangs bzw. der Abnahme 
vorgelegen hat, es sei denn, der Auftragnehmer weist nach, dass der auftretende Mangel durch 
den Auftraggeber schuldhaft verursacht worden ist. 

(5) Für die kaufmännische Untersuchungs- und Rügepflicht gelten die gesetzlichen Vorschriften 
(§§ 377, 381 HGB) mit folgender Maßgabe: Unsere Untersuchungspflicht beschränkt sich auf 

Mängel, die bei unserer Wareneingangskontrolle unter äußerlicher Begutachtung einschließlich der 
Lieferpapiere offen zu Tage treten (z.B. Transportbeschädigungen, Falsch- und Minderlieferung) 
oder bei unserer Qualitätskontrolle im Stichprobenverfahren erkennbar sind. Soweit eine Abnahme 
vereinbart ist, besteht keine Untersuchungspflicht. Im Übrigen kommt es darauf an, inwieweit 
eine Untersuchung unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls nach ordnungsgemäßem 
Geschäftsgang tunlich ist. Unsere Rügepflicht für später entdeckte Mängel bleibt unberührt. Un-
beschadet unserer Untersuchungspflicht gilt unsere Rüge (Mängelanzeige) jedenfalls dann als 
unverzüglich und rechtzeitig, wenn sie innerhalb von 5 Arbeitstagen ab Entdeckung bzw., bei 
offensichtlichen Mängeln, ab Lieferung abgesendet wird.

(6) Zur Nacherfüllung gehört auch der Ausbau der mangelhaften Ware und der erneute Einbau, 
sofern die Ware ihrer Art und ihrem Verwendungszweck gemäß in eine andere Sache eingebaut 
oder an eine andere Sache angebracht wurde unser gesetzlicher Anspruch auf Ersatz entsprechen-
der Aufwendungen bleibt unberührt. Die zum Zwecke der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen 
Aufwendungen trägt der Verkäufer auch dann, wenn sich herausstellt, dass tatsächlich kein Mangel 
vorlag. Unsere Schadensersatzhaftung bei unberechtigtem Mängelbeseitigungsverlangen bleibt un-
berührt; insoweit haften wir jedoch nur, wenn wir erkannt oder grob fahrlässig nicht erkannt haben, 
dass kein Mangel vorlag.

(7) Unbeschadet unserer gesetzlichen Rechte und der Regelungen in Abs. 6 gilt: Kommt der Ver-
käufer seiner Verpflichtung zur Nacherfüllung – nach unserer Wahl durch Beseitigung des Mangels 
(Nachbesserung) oder durch Lieferung einer mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) – innerhalb 
einer von uns gesetzten, angemessenen Frist nicht nach, so können wir den Mangel selbst beseiti-
gen und vom Verkäufer Ersatz der hierfür erforderlichen Aufwendungen bzw. einen entsprechenden 
Vorschuss verlangen. Ist die Nacherfüllung durch den Verkäufer fehlgeschlagen oder für uns unzu-
mutbar (z.B. wegen besonderer Dringlichkeit, Gefährdung der Betriebssicherheit oder drohendem 
Eintritt unverhältnismäßiger Schäden) bedarf es keiner Fristsetzung; von derartigen Umständen 
werden wir den Verkäufer unverzüglich, nach Möglichkeit vorher, unterrichten.

(8) Im Übrigen sind wir bei einem Sach- oder Rechtsmangel nach den gesetzlichen Vorschriften zur 
Minderung des Kaufpreises oder zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Außerdem haben wir nach 
den gesetzlichen Vorschriften Anspruch auf Schadens- und Aufwendungsersatz.

§ 9 Lieferantenregress

(1) Unsere gesetzlich bestimmten Regressansprüche innerhalb einer Lieferkette (Lieferantenre-
gress gemäß §§ 445a, 445b, 478 BGB) stehen uns neben den Mängelansprüchen uneinge-
schränkt zu. Wir sind insbesondere berechtigt, genau die Art der Nacherfüllung (Nachbesserung 
oder Ersatzlieferung) vom Verkäufer zu verlangen, die wir unserem Abnehmer im Einzelfall schul-
den. Unser gesetzliches Wahlrecht (§ 439 Abs. 1 BGB) wird hierdurch nicht eingeschränkt.

(2) Bevor wir einen von unserem Abnehmer geltend gemachten Mangelanspruch (einschließlich 
Aufwendungsersatz gemäß §§ 445a Abs. 1, 439 Abs. 2 und 3 BGB) anerkennen oder erfüllen, 
werden wir den Verkäufer benachrichtigen und unter kurzer Darlegung des Sachverhalts um schrift-
liche Stellungnahme bitten. Erfolgt eine substantiierte Stellungnahme nicht innerhalb angemesse-
ner Frist und wird auch keine einvernehmliche Lösung herbeigeführt, so gilt der von uns tatsächlich 
gewährte Mangelanspruch als unserem Abnehmer geschuldet. Dem Verkäufer obliegt in diesem 
Fall der Gegenbeweis.

(3) Unsere Ansprüche aus Lieferantenregress gelten auch dann, wenn die mangelhafte Ware durch 
uns oder einen anderen Unternehmer, z.B. durch Einbau in ein anderes Produkt, weiterverarbeitet 
wurde.

§ 10 Produzentenhaftung, Versicherung

(1) Der Auftragnehmer wird bei der Leistungserbringung alle nach anwendbarem Recht einschlägi-
gen Normen, Gesetze und Rechtsvorschriften, insbesondere die einschlägigen Sicherheits- Umwelt-
schutz-, Gefahrstoff-, Gefahrgut- und Unfallverhütungsvorschriften beachten, sowie die allgemein 



anerkannten sicherheitstechnischen Regeln und die entsprechenden Vorgaben des Auftraggebers 
einhalten.

(2) Sollten Leistungen des Auftragnehmers auch Arbeiten auf dem Betriebsgelände des Auftragge-
bers oder eines seiner Kunden beinhalten, so wird der Auftragnehmer während des Verlaufs dieser 
Arbeiten alle erforderlichen Vorsichtsmaßnahmen zur Vermeidung von Personen- oder Sachschäden 
treffen. Der Auftragnehmer ersetzt dem Auftraggeber und stellt den Auftraggeber frei von allen 
Schäden, Kosten und Aufwendungen, die durch Arbeiten des Auftragnehmers auf einem Betriebs-
gelände verursacht werden, es sei denn, den Auftragnehmer trifft hieran kein Verschulden. 

(3) Der Auftragnehmer haftet für seine Vertreter, Erfüllungsgehilfen oder Unterbeauftragten in 
gleichem Maße wie für eigenes Verschulden. 

(4) Ist der Verkäufer für einen Produktschaden verantwortlich, hat er uns insoweit von Ansprüchen 
Dritter freizustellen, als die Ursache in seinem Herrschafts- und Organisationsbereich gesetzt ist und 
er im Außenverhältnis selbst haftet.

(5) Im Rahmen seiner Freistellungsverpflichtung hat der Verkäufer Aufwendungen gem. §§ 683, 
670 BGB zu erstatten, die sich aus oder im Zusammenhang mit einer Inanspruchnahme Dritter 
einschließlich von uns durchgeführter Rückrufaktionen ergeben. Über Inhalt und Umfang von Rück-
rufmaßnahmen werden wir den Verkäufer – soweit möglich und zumutbar – unterrichten und ihm 
Gelegenheit zur Stellungnahme geben. Weitergehende gesetzliche Ansprüche bleiben unberührt.

(6) Der Verkäufer hat eine Produkthaftpflichtversicherung mit einer pauschalen Deckungssumme 
von mindestens 10 Mio. EUR pro Personen-/Sachschaden abzuschließen und zu unterhalten. 
Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber auf Anfrage entsprechende Versicherungsbestätigung 
vorzulegen. Der Auftragnehmer tritt hiermit all seine Zahlungsansprüche gegen die Versicherer in 
Verbindung mit den Vertragsgegenständen im Voraus an den Auftraggeber ab, der Auftraggeber 
nimmt diese Abtretung an. Durch den Abschluss der Versicherungen und die Abtretung wird die 
Haftung des Auftragnehmers nicht begrenzt.

(7) Findet die Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
18. Dezember 2006 (REACH-Verordnung) der jeweils geltenden Fassung auf den Liefergegen-
stand Anwendung, garantiert der Auftragnehmer, dass der Liefergegenstand den Anforderungen 
der REACH-Verordnung (einschließlich der Registrierung der für uns relevanten Verwendungen) 
entspricht. Wird der Auftraggeber von Dritten, einschließlich öffentlicher Behörden, aufgrund der 
Nichteinhaltung der REACH-Verordnung in Anspruch genommen, verpflichtet sich der Auftragneh-
mer, FCN von sämtlichen dieser Ansprüche freizustellen. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den 
Auftraggeber über etwaige, im Sinne der REACH–Verordnung relevante Änderungen bezüglich des 
Liefergegenstandes (z. B. Aktualisierung der Sicherheitsdatenblätter) unverzüglich und unaufgefor-
dert zu informieren. Dies gilt insbesondere auch für den Zeitraum nach Lieferung bzw. Abnahme.

(8) Weitergehende gesetzliche oder vertragliche Ansprüche bleiben unberührt

§ 11 Verjährung

(1) Die wechselseitigen Ansprüche der Vertragsparteien verjähren nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.

(2) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist für Män-
gelansprüche 3 Jahre ab Gefahrübergang. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt die Ver-
jährung mit der Abnahme. Die 3-jährige Verjährungsfrist gilt entsprechend auch für Ansprüche aus 
Rechtsmängeln, wobei die gesetzliche Verjährungsfrist für dingliche Herausgabeansprüche Dritter 
(§ 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB) unberührt bleibt; Ansprüche aus Rechtsmängeln verjähren darüber 
hinaus in keinem Fall, solange der Dritte das Recht – insbesondere mangels Verjährung – noch 
gegen uns geltend machen kann.

(3) Die Verjährungsfristen des Kaufrechts einschließlich vorstehender Verlängerung gelten – im 
gesetzlichen Umfang – für alle vertraglichen Mängelansprüche. Soweit uns wegen eines Mangels 
auch außervertragliche Schadensersatzansprüche zustehen, gilt hierfür die regelmäßige gesetz-

liche Verjährung (§§ 195, 199 BGB), wenn nicht die Anwendung der Verjährungsfristen des 
Kaufrechts im Einzelfall zu einer längeren Verjährungsfrist führt.

§ 12 Höhere Gewalt

(1) Höhere Gewalt, insbesondere Arbeitskämpfe, Unruhen, behördliche Maßnahmen und sonstige 
unvorhersehbare, unabwendbare und schwerwiegende Ereignisse bewirken wechselseitig das Ru-
hen der Leistungsverpflichtung der Vertrags-partner für die Dauer der Störung. Die Vertragspartner 
sind verpflichtet, im Rahmen des Zumutbaren unverzüglich die erforderlichen Informationen zu 
geben und ihre Verpflichtungen den veränderten Verhältnissen nach Treu und Glauben anzupassen. 

(2) Im Falle, dass aufgrund von höherer Gewalt die Leistungspflichten für einen Zeitraum von mehr 
als zwei Wochen ruhen, ist der Auftraggeber berechtigt, das Vertragsverhältnis mit sofortiger Wir-
kung zu kündigen. In diesem Fall kann der Auftragnehmer Ersatz seiner nachweislich entstandenen 
Aufwendungen verlangen, die ihm im Vertrauen auf den Bestand des Vertragsverhältnisses bis zum 
Ruhen der vertraglichen Verpflichtungen entstanden sind. 

§ 13 Schutzrechte - Nutzungsrechte - Geheimhaltung

(1) Der Auftragnehmer garantiert, dass die gelieferten Waren frei von Rechten Dritter sind und 
gewerbliche Schutzrechte wie Gebrauchsmuster, Patente, Warenzeichen und Namensrechte Dritter 
weder in der Bundesrepublik Deutschland noch in den Ländern des Europäischen Wirtschaftsraums 
hierdurch verletzt werden. 

(2) Werden wir von einem Dritten gleichwohl in Anspruch genommen, so ist der Auftragnehmer 
verpflichtet, den Auftraggeber auf erstes schriftliches Anfordern von diesen Ansprüchen freizu-
stellen. Die Freistellungspflicht des Auftraggebers bezieht sich auf alle Aufwendungen, die dem 
Auftraggeber aus oder im Zusammenhang mit der Inanspruchnahme durch einen Dritten notwen-
digerweise erwachsen, insbesondere auch Rechtsverfolgungskosten. Die Verjährungsfrist hierfür 
beträgt 36 Monate, gerechnet ab Gefahrenübergang. 

(3) An den Auftraggeber überlassenen Plänen, Abbildungen, Zeichnungen, Berechnungen, Model-
len, Muster, Rezepturen und sonstigen vergleichbaren Unterlagen behält sich der Auftraggeber alle 
Eigentums- und Urheberrechte vor; sie dürfen Dritten ohne unsere ausdrückliche schriftliche Einwil-
ligung nicht zugänglich gemacht werden. Sie werden dem Auftragnehmer solange überlassen, bis 
die Lieferung abschließend erfüllt ist. Sie sind ausschließlich für die Fertigung zu verwenden; nach 
Abwicklung der Lieferung oder Errichtung des Werks sind sie dem Auftraggeber unaufgefordert 
vollständig inklusive eventuell vorher gefertigter Kopien - jeglicher technischer Art - zurückzugeben. 
Diesbezüglich elektronisch gespeicherte Daten sind vollständig und nicht reproduzierbar zu lö-
schen. Während des Besitzes hat der Auftragnehmer die Gegenstände und Unterlagen sorgfältig zu 
gebrauchen und angemessen zu verwahren. Werden die Gegenstände und Unterlagen gleichwohl 
beschädigt oder kommen sie abhanden, hat der Auftragnehmer hierfür Schadensersatz zu leisten, 
außer er kann nachweisen dass er die Schäden oder das Abhandenkommen nicht zu vertreten hat. 

(4) Der Auftragnehmer ist verpflichtet, alle erhaltenen Pläne, Abbildungen, Zeichnungen, Berech-
nungen, Muster, Modelle, Rezepturen und sonstigen Unterlagen und Informationen strikt geheim 
zu halten. Dritten dürfen sie nur mit ausdrücklicher Einwilligung des Auftraggebers offen gelegt 
werden. Die Gegenstände und Unterlagen dürfen, ebenso wie danach hergestellte Waren, ohne 
Einwilligung des Auftraggebers nicht an Dritte weitergegeben oder für diese oder zu Werbezwecken 
benutzt werden. Die Geheimhaltungsverpflichtung gilt auch nach Abwicklung dieses Vertrages; sie 
erlischt erst, wenn und soweit das in den überlassenen Plänen, Abbildungen, Zeichnungen, Berech-
nungen, Mustern, Rezepturen und sonstigen Unterlagen enthaltene Fertigungswissen anderweitig 
allgemein bekannt geworden ist.



§ 14 Einhaltung des Mindestlohngesetzes, Sicherheitsleistung,  Sonderkündigungsrecht

(1) Der Auftragnehmer garantiert, dass jeder bei dem Auftragnehmer beschäftigte Arbeitnehmer 
stetig und fristgerecht Arbeitsentgelt mindestens in Höhe des jeweils geltenden gesetzlichen Min-
destlohns erhält. Nachunternehmer und Verleiher, zu denen der Auftragnehmer Vertragsbeziehun-
gen unterhält, verpflichtet der Auftragnehmer entsprechend.

(2) Für Nachunternehmer und Verleiher, zu denen der Auftragnehmer oder Nachunternehmer des 
Auftragnehmers Vertragsbeziehungen unterhalten, garantiert der Auftragnehmer, dass jeder der bei 
diesen beschäftigten Arbeitnehmern stetig und fristgerecht Arbeitsentgelt mindestens in Höhe des 
jeweils geltenden gesetzlichen Mindestlohns erhält.

(3) FCN ist berechtigt, die Verpflichtung des Auftragnehmers zur Zahlung des Mindestlohns durch 
Einsicht in Geschäftsunterlagen unter Wahrung datenschutzrechtlicher Vorgaben zu prüfen. 
(4) Dazu hat der Auftragnehmer nach Aufforderung von FCN kostenfrei innerhalb angemessener 
Frist prüffähige Nachweise vorzulegen, insbesondere in jeweils anonymisierter Form die Dokumen-
te nach § 17 MiLoG und Lohnlisten. Nachunternehmer und Verleiher, zu denen der Auftragnehmer 
Vertragsbeziehungen unterhält, verpflichtet der Auftragnehmer entsprechend.

(5) Von der Haftung nach § 13 MiLoG stellt der Auftragnehmer FCN vollumfänglich frei. Wird 
FCN von Arbeitnehmern des Auftrag-nehmers, von Arbeitnehmern von Nachunternehmern des 
Auftragnehmers oder von Arbeitnehmern von Verleihern, zu denen der Auftragnehmer Vertragsbe-
ziehungen unterhält, nach   § 13 MiLoG in Anspruch genommen, wird der Auftragnehmer verschul-
densunabhängig sämtliche Kosten der Inanspruchnahme übernehmen. Zur Absicherung dieses Re-
gressanspruchs ist der Auftragnehmer verpflichtet, FCN auf Verlangen eine Sicherheit in Form einer 
unwiderruflichen und unbedingten selbstschuldnerischen Bürgschaft auf erstes Anfordern eines zur 
Vornahme solcher Geschäfte in Deutschland zugelassenen Kreditinstitutes oder Kreditversicherers 
in angemessener Höhe zu leisten. Die Kosten für die Bürgschaft hat der Auftragnehmer zu tragen.

(6) Verletzt der Auftragnehmer die Pflichten aus Abs. 1 oder wird FCN von Arbeitnehmern des 
Auftragnehmers, von Arbeitnehmern von Nachunternehmern des Auftragnehmers oder von Arbeit-
nehmern von Verleihern, derer sich der Auftragnehmer bedient, nach § 13 MiLoG in Anspruch 
genommen, steht FCN das Recht zu, Aufträge und sonstige Vereinbarungen – auch teilweise – 
ohne Einhaltung einer Frist zu kündigen.

§ 15 Energiemanagementsystem

Die FRANZ CARL NÜDLING Basaltwerke GmbH + Co. KG und die mit ihr verbundenen Unter-
nehmen sind nach der DIN EN ISO 50001 Energiemanagement zertifiziert. Die Bewertung von 
Energiedienstleistungen, Produkten und Einrichtungen, die Auswirkungen auf den wesentlichen 
Energieeinsatz haben durch den Auftraggeber basiert auch auf der energiebezogenen Leistung. Der 
Auftragnehmer ist angehalten bei Angeboten energieeffiziente Bauteile, Maschinen, Arbeitsweisen 
und Verfahren anzubieten und den spezifischen Energieverbrauch transparent darzustellen.

§ 16 Datenschutz

(1) Der Auftragnehmer stellt sicher, dass alle mit der Leistungserbringung betrauten Personen die 
gesetzlichen Bestimmungen zum Datenschutz, insbesondere bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten, beachten. Eine nach Datenschutzrecht erforderliche Verpflichtung dieser Personen auf 
die Wahrung des Datengeheimnisses ist vor der erstmaligen Aufnahme ihrer Tätigkeit vorzuneh-
men und FCN auf Verlangen nachzuweisen. 

(2) Soweit der Auftragnehmer im Rahmen der Leistungserbringung personenbezogene Daten 
verarbeitet, verpflichtet er sich, eine Vereinbarung über eine Datenverarbeitung mit FCN nach 
FCN-Standard abzuschließen. Diese wird auf Nachfrage des Auftragnehmers seitens FCN zur Ver-
fügung gestellt. Der Auftragnehmer trägt dafür Sorge, dass etwaige weitere erforderliche Verein-
barungen zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten auch durch seine Unterauftragnehmer 
abgeschlossen werden. Es kann dabei in Einzelfällen erforderlich sein, dass diese direkt zwischen 
FCN und den Unterauftragnehmern abgeschlossen werden müssen.

§ 17 Salvatorische Klausel, Rechtswahl und Gerichtsstand, 

(1) Sollten eine oder mehrere Bestimmungen oder sollte ein wesentlicher Teil des Auftrages oder 
dieser Allgemeinen Einkaufsbedingungen ganz oder teilweise nichtig sein oder werden oder sollten 
der Auftrag oder diese Allgemeinen Einkaufsbedingungen lückenhaft sein, wird dadurch die Wirk-
samkeit der übrigen Bestimmungen des Auftrages und dieser Allgemeinen Einkaufsbedingungen 
nicht berührt. An die Stelle der nichtigen Teile soll eine Regelung treten, die dem Sinn und Zweck 
der nichtigen Teile entspricht oder ihnen am nächsten kommt. Andere Lücken sind nach billigem 
Ermessen auszufüllen. 

(2) Für diese AEB und die Vertragsbeziehung zwischen uns und dem Verkäufer gilt das Recht 
der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss internationalen Einheitsrechts, insbesondere des 
UN-Kaufrechts.
(3) Ist der Verkäufer Kaufmann i.S.d. Handelsgesetzbuchs, juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher – auch internationaler 
– Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden Streitigkeiten unser Geschäfts-
sitz in 36037 Fulda. Entsprechendes gilt, wenn der Verkäufer Unternehmer i.S.v. § 14 BGB ist. 
Wir sind jedoch in allen Fällen auch berechtigt, Klage am Erfüllungsort der Lieferverpflichtung 
gemäß diesen AEB bzw. einer vorrangigen Individualabrede oder am allgemeinen Gerichtsstand 
des Verkäufers zu erheben. Vorrangige gesetzliche Vorschriften, insbesondere zu ausschließlichen 
Zuständigkeiten, bleiben unberührt.

gültig ab 01.12.2018


